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372. Verordnung: Änderung der Eröffnungs- und Teilungszahlenverordnung
373. Verordnung: Änderung der Verordnung über den Sitz der Eichämter und den Umfang ihrer

fachlichen Befugnisse
374. Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 39 Pielachtal Straße im Bereich der

Marktgemeinde Grünau
375. Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 66 Gleichenberger Straße im Bereich der

Gemeinde Kornberg bei Riegersburg
376. Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 110 Plöckenpaß Straße im Bereich der

Marktgemeinde Kötschach-Mauthen
377 Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 115 Eisen Straße im Bereich der

Gemeinde Landl
378. Kundmachung: Aufhebung des § 17 Abs. l des Tierärztegesetzes durch den Verfassungsgerichtshof

372. Verordnung des Bundesministers für
Unterricht und Kunst, mit der die Eröffnungs-
und Teilungszahlenverordnung geändert wird

Auf Grund des § 8 a Abs. l des Schulorganisa-
tionsgesetzes, BGBl. Nr. 242/1962, zuletzt geän-
dert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 512/1993,
wird verordnet:

Die Eröffnungs- und Teilungszahlenverordnung,
BGBl. Nr. 86/1981, zuletzt geändert durch die
Verordnung BGBl. Nr. 610/1993, wird wie folgt
geändert:

1. Im § 6 Abs. l Z l wird im Einleitungssatz der
lit. b das Wort „Erzieher" durch das Wort
„Sozialpädagogik" ersetzt.

2. Im § 6 Abs. l Z 6 wird das Wort „Erzieher"
durch das Wort „Sozialpädagogik" ersetzt.

3. Nach § 8 wird eingefügt:

„Bildung von Gruppen im Betreuungsteil an
ganztägigen Schulformen

§ 8 a. (1) An ganztägigen Schulen mit getrennter
Abfolge des Unterrichts- und Betreuungsteiles
(§ 8 d Abs. l des Schulorganisationsgesetzes) gilt
für die Führung der Betreuungsgruppen:

l Eine Betreuungsgruppe darf ab einer Min-
destzahl von zehn Schülern, die zum Betreu-
ungsteil an mindestens drei Tagen einer
Woche angemeldet sind, gebildet werden.
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2. Die Betreuungsgruppe darf 19 zum Betreu-
ungsteil angemeldete Schüler nicht über-
schreiten.

3. Die Bildung der Betreuungsgruppen ist auf
jeder Schulstufe klassenübergreifend so vor-
zunehmen, daß möglichst wenig Betreuungs-
gruppen gebildet werden. Aus Gründen der
Zweckmäßigkeit darf die Bildung der Betreu-
ungsgruppe auch schulstufenübergreifend
erfolgen.

4. Die Anzahl der an einem Tag zu führenden
Gruppen ermittelt sich durch die Anzahl der
für diesen Tag angemeldeten Schüler dividiert
durch 19, aufgerundet auf die nächste ganze
Zahl.

5. Die Führung einer Betreuungsgruppe mit
weniger als fünf Schülern ist unzulässig,
sofern diese Betreuungsgruppe an dem
betreffenden Tag nur Schüler umfaßt, die
für einen oder zwei Tage angemeldet sind.

(2) An ganztägigen Schulen mit verschränkter
Abfolge des Unterrichts- und Betreuungsteiles
(§ 8 d Abs. l des Schulorganisationsgesetzes) ent-
spricht die Größe der Betreuungsgruppe der
Klassengröße. In der gegenstandsbezogenen Lern-
zeit gelten dieselben Teilungszahlen wie im
betreffenden Pflichtgegenstand."

4. Im § 9 Abs. 2 wird im Einleitungssatz das
Wort „Erzieher" durch das Wort „Sozialpädago-
gik" ersetzt.

5. Dem 10 wird folgender Abs. 4 angefügt:
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„(4) Die folgenden Bestimmungen dieser Ver-
ordnung in der Fassung der Verordnung BGBl.
Nr. 372/1994 treten wie folgt in Kraft:

1. § 6 Abs. l 2 l lit. b, § 6 Abs. l Z 6 und § 9
Abs. 2 mit Ablauf des Tages der Kundma-
chung dieser Verordnung im Bundesgesetz-
blatt und

2. § 8 a hinsichtlich der Vorschulstufe, der 1.
und 5. Schulstufe sowie des Polytechnischen
Lehrganges mit l September 1994, hinsicht-
lich der 2. und 6. Schulstufe mit l September
1995, hinsichtlich der 3. und 7 Schulstufe mit
1. September 1996 und hinsichtlich der 4. und
8. Schulstufe mit l September 1997 "

Schölten

373. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten, mit der die
Verordnung über den Sitz der Eichämter und
den Umfang ihrer fachlichen Befugnisse

geändert wird

Auf Grund des § 32 Abs. 4 des Maß- und
Eichgesetzes (MEG), BGBl. Nr. 152/1950, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 468/
1992 und die Kundmachung BGBl. Nr. 779/1992,
wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für wirt-
schaftliche Angelegenheiten über den Sitz der
Eichämter und den Umfang ihrer fachlichen
Befugnisse, BGBl. Nr. 320/1990, zuletzt geändert
durch die Verordnung BGBl. Nr. 223/1993, wird
wie folgt geändert:

1. In der Anlage entfallen die Ortsnamen
Gänserndorf, Laa a. d. Thaya, Landeck und
Spittal a. d. Drau sowie die jeweils zuge-
hörigen Angaben in der zweiten und der
dritten Spalte.

2. In der Anlage wird beim Ortsnamen Mistel-
bach in der dritten Spalte die Wortfolge „Laa
a. d. Thaya" durch die Wortfolge „Wien"
ersetzt.

Schüssel

374. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Bestimmung des Straßenverlaufes der B 39
Pielachtal Straße im Bereich der Markt-

gemeinde Grünau

Auf Grund des § 4 Abs. l des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 33/1994 wird verord-
net:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 39
Pielachtal Straße wird im Bereich der Markt-
gemeinde Grünau wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 11,60 und bindet bei km 12,50 wieder in den
Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu her-
zustellenden Straßentrasse aus den beim Bundes-
ministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten,
beim Amt der Niederösterreichischen Landes-
regierung sowie bei der Marktgemeinde Grünau
aufliegenden Planunterlagen (Plan Nr. B 39/25-93
im Maßstab l : 2 880) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel

375. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Bestimmung des Straßenverlaufes der B 66
Gleichenberger Straße im Bereich der Ge-

meinde Kornberg bei Riegersburg

Auf Grund des § 4 Abs. l des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 33/1994 wird verord-
net:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 66
Gleichenberger Straße wird im Bereich der
Gemeinde Kornberg bei Riegersburg wie folgt
bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 17,85, verläuft sodann in gestreckter Linienfüh-
rung und bindet bei km 18,47 wieder in den
Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu her-
zustellenden Straßentrasse aus den beim Bundes-
ministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten,
beim Amt der Steiermärkischen Landesregierung
sowie bei der Gemeinde Kornberg bei Riegersburg
aufliegenden Planunterlagen (Plan Nr. BO-66-23
im Maßstab l 2 000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel
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376. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Bestimmung des Straßenverlaufes der B 110
Plöckenpaß Straße im Bereich der Markt-

gemeinde Kötschach-Mauthen

Auf Grund des § 4 Abs. l des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 33/1994 wird verord-
net:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 110
Plöckenpaß Straße wird im Bereich der Markt-
gemeinde Kötschach-Mauthen wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 25,775 und bindet bei km 26,80 wieder in den
Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu her-
zustellenden Straßentrasse aus den beim Bundes-
ministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten,
beim Amt der Kärntner Landesregierung sowie bei
der Marktgemeinde Kötschach-Mauthen aufliegen-
den Planunterlagen (Plan Nr. AHU — im Maß-
stab l 2 880) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel

377 Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Bestimmung des Straßenverlaufes der B 115
Eisen Straße im Bereich der Gemeinde Landl

Auf Grund des § 4 Abs. l des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 33/1994 wird verord-
net:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 115
Eisen Straße wird im Bereich der Gemeinde Landl
wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt bei
km 91,10, überbrückt die Enns und bindet bei
km 91,26 wieder in den Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu her-
zustellenden Straßentrasse aus den beim Bundes-
ministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten,
beim Amt der Steiermärkischen Landesregierung
sowie bei der Gemeinde Landl aufliegenden
Planunterlagen (Plan Nr. BÖ-115-69 im Maßstab
l 2 880) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Schüssel

378. Kundmachung des Bundeskanzlers über
die Aufhebung des § 17 Abs. l des Tierärzte-

gesetzes durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 und 6 B-VG und gemäß
den §§ 64 Abs. 2 und 65 des Verfassungsgerichts-
hofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundge-
macht:

(1) Der Verfässungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 28. Februar 1994, G 261/93-6, dem
Bundeskanzler zugestellt am 27 April 1994, § 17
Abs. l des Tierärztegesetzes, BGBl. Nr. 16/1975,
als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
28. Februar 1995 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Vranitzky


